
 

 

 
 

 
 

Sehr geehrter Herr Westphal, 

hiermit nimmt die LIGA der Freien Wohlfahrtspflege die Möglichkeit zur Stellung-
nahme zum o.g. Verordnungsentwurf wahr.  

Wir unterstützen das Ansinnen, zügig Voraussetzungen für die Erfüllung des Rechtsan-
spruches auf Kindertagesbetreuung für geflüchtete Kinder zu schaffen. Dabei spielt – 
wie hier herausgestellt – die personelle Ausstattung der Einrichtung eine erhebliche 
Rolle. Wir begrüßen ausdrücklich, dass mit den vorgesehenen (befristeten) Maßnah-
men das Fachkräftegebot nicht unterwandert wird und auch nicht beabsichtigt wird, 
das ohnehin in Brandenburg schlecht bemessene Fachkraft-Kind-Verhältnis weiter zu 
verschlechtern.  

Klar ist aber auch, dass keine Verbesserungen der personellen Ausstattung vorgesehen 
sind. Denn die Erhöhung des Dispositionsspielraums von 5 auf 10 vom Hundert des 
notwendigen Personals (§2 Abs. 3 KitaPersV) ist ein Versuch, Ausfallzeiten des Perso-
nals durch Urlaub, Krankheit, Kündigung, Beschäftigungsverbot über längere Zeiten in 
größerem Umfang rechtlich zu legitimieren. Dieser Schritt führt nicht zu MEHR pädago-
gischen Fachkräften, sondern zu einer weiteren Belastung der Fachkräfte.  

Begrüßenswert ist, dass  

 Menschen aus der Ukraine mit pädagogischer Ausbildung auch ohne Antrag als 
notwendiges pädagogisches Personal angerechnet werden können.  

 diese positive unbürokratische Vorgehensweise nicht nur zeitlich, sondern auch 
örtlich auf Einrichtungen, die ukrainische Kinder betreuen (§7 Abs. 7 KitaPersV), 
begrenzt bleibt. 

 die Entscheidung darüber, wer anerkennungsfähig und förderfähig ist, damit dem 
Träger der Einrichtung obliegt. 

 deren Finanzierung somit gesichert ist, ohne dass ein aufwendiges Antrags- und 
Prüfungsverfahren einhergeht. 
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Wir empfehlen darüber hinaus eine Klarstellung, dass der Träger die beabsichtigte Einstellung bei der obersten 
Landesjugendbehörde anzeigt und die Zustimmung einholt, so die Einrichtung zum Zeitpunkt der Einstellung 
(noch) keine ukrainischen Kinder betreut.  

Die zurückliegenden Jahre haben gezeigt, dass vom §12a Abs. 1 KitaPersV, zusätzliche Unterstützungskräfte 
einzustellen, kaum Gebrauch gemacht wurde. Ein wesentlicher Grund ist, dass die Finanzierung der Unterstüt-
zungsfachkräfte nicht gesichert ist. Diese Unsicherheit sollte jetzt aufgelöst werden, indem zur Frage der Fi-
nanzierung eindeutige Aussagen durch das MBJS getroffen werden. 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.  

Wir freuen uns auf Ihre Antwort! 

Mit freundlichen Grüßen, 
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